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Forderungen beim Parlamentarischen Frühstück adressiert 
 

Außerklinische Kinderintensivpflege: BHK e.V. fordert  
im Gespräch mit der Politik Nachbesserungen im PNOG 

 
Dresden, 21. September 2026 – Anlässlich eines Parlamentarischen Früh-

stücks im Deutschen Bundestag fordert der Bundesverband Häusliche Kin-

derkrankenpflege e.V. (BHK), das weitere Verfahren zum Pflegeneuord-

nungsgesetz (PNOG) zu nutzen, um die Refinanzierungsbedingungen der 

außerklinischen Kinderintensivpflege im SGB V zu korrigieren. Im Mittel-

punkt stehen drei Forderungen: keine zusätzliche Absenkung der Verände-

rungsrate für diesen Versorgungsbereich, die Gleichstellung tarifangelehn-

ter und rÜE-zahlender Leistungserbringer bei der Refinanzierung sowie die 

Refinanzierbarkeit tatsächlich entstehender notwendiger Kosten. 

 

Beim Parlamentarischen Frühstück am 9. September 2026 im Deutschen Bun-

destag diskutierte der BHK e.V. mit Vertreterinnen und Vertretern aus der Politik 

über die aktuelle Situation und die Zukunft der außerklinischen Kinderintensiv-

pflege. Im Mittelpunkt stand die Frage, welche Auswirkungen die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen auf die Versorgung schwerstkranker und intensivpflegebe-

dürftiger Kinder und Jugendlicher haben können. 

 

„Die außerklinische Kinderintensivpflege ist hochpersonalintensiv. Gleichzeitig 

fehlen Pflegefachkräfte, Personal- und Betriebskosten steigen und die Anforde-

rungen an die Versorgung nehmen zu. Schwerstkranke und intensivpflegebedürf-

tige Kinder und Jugendliche benötigen jedoch eine hochqualifizierte, verlässliche 

und häufig rund um die Uhr verfügbare Versorgung“, sagt Corinne Ruser, Ge-

schäftsführerin des BHK. 

 

Veränderungsrate bildet Kostenentwicklung nicht ausreichend ab 

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz verschärft die Begrenzung der Ver-

gütungsentwicklung über die Veränderungsrate nach § 71 SGB V. Für die Jahre 

2027 bis 2029 wird diese zusätzlich um einen Prozentpunkt abgesenkt. Aus Sicht 

des BHK bildet bereits die reguläre Veränderungsrate die tatsächliche Kostenent-

wicklung der außerklinischen Kinderintensivpflege nur unzureichend ab. 
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Hinzu kommt die Situation tarifangelehnter Leistungserbringer und derjenigen, 

die rÜE zahlen. Auch sie müssen konkurrenzfähige Gehälter zahlen, um qualifi-

zierte Pflegefachkräfte zu gewinnen und zu halten. Die Kosten für qualifizierte 

Pflegefachkräfte entstehen unabhängig davon, ob ein Arbeitgeber tarifgebunden 

oder tarifangelehnt ist. 

 

„Die Versorgung eines intensivpflegebedürftigen Kindes richtet sich nach seinem 

medizinischen und pflegerischen Bedarf – nicht nach der Veränderungsrate“, 

sagt Ruser. 

 

BHK fordert Korrektur im Rahmen des PNOG 

Das Pflegeneuordnungsgesetz liegt derzeit als Referentenentwurf vor. Der BHK 

fordert, das weitere Verfahren zu nutzen, um auch die Refinanzierungsbedingun-

gen der außerklinischen Kinderintensivpflege im SGB V zu korrigieren. Denn die 

außerklinische Kinderintensivpflege ist eine Leistung der gesetzlichen Kranken-

versicherung. 

 

Aus Sicht des BHK ist daher im Rahmen des PNOG ein entsprechender Ände-

rungsantrag zum SGB V erforderlich. 

 

Konkret fordert der Verband, die zusätzliche Absenkung der Veränderungsrate 

um einen Prozentpunkt für die außerklinische Kinderintensivpflege aus der Rege-

lung des § 71 SGB V herauszunehmen. Zudem sollen tarifangelehnte Leistungs-

erbringer und rÜE-Zahlende bei der Refinanzierung tarifgebundenen Leistungs-

erbringern gleichgestellt werden. Darüber hinaus müssen die gesetzlichen Rah-

menbedingungen sicherstellen, dass notwendige und tatsächlich entstehende 

Kosten refinanzierbar bleiben. 

 

Beitragssatzstabilität darf nicht zu Versorgungsinstabilität führen 

Für Kinderintensivpflegedienste ist eine nicht auskömmliche Refinanzierung exis-

tenzbedrohend. Die hochspezialisierte Versorgung lässt nur begrenzte Möglich-

keiten zu, steigende Kosten an anderer Stelle aufzufangen: Die hohen Qualifika-

tionsanforderungen an die Pflegefachkräfte bleiben bestehen, ebenso die perso-

nellen und sachlichen Anforderungen an die Versorgung. Werden notwendige 

Personal-, Sach- und Leitungskosten dauerhaft nicht vollständig refinanziert, ge-

raten Dienste wirtschaftlich zunehmend unter Druck – bis hin zur Insolvenz. 
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Die Folgen treffen unmittelbar die schwerstkranken Kinder und ihre Familien. 

Müssen Dienste Kapazitäten abbauen oder ihre Tätigkeit einstellen, steht nicht 

automatisch ein anderer Anbieter zur Verfügung. Auch eine stationäre Aufnahme 

ist angesichts begrenzter personeller Kapazitäten in Kinderkliniken nicht uneinge-

schränkt möglich. Zugleich wird der Versorgungsbedarf dadurch nicht geringer, 

sondern in andere Bereiche verlagert. Kann die professionelle Unterstützung 

nicht mehr sichergestellt werden, müssen Familien die entstehenden Lücken 

selbst auffangen – mit entsprechenden Folgen auch für die Berufstätigkeit der El-

tern. 

 

„Beitragssatzstabilität darf nicht zu Versorgungsinstabilität führen. Wir werden 

den beim Parlamentarischen Frühstück begonnenen Dialog mit der Politik auf un-

terschiedlichen Wegen fortsetzen und uns für die notwendigen gesetzlichen Än-

derungen einsetzen“, sagt Ruser. 

 

 

Corinne Ruser, Geschäftsführerin des BHK e.V. 

Bildquelle: BHK e.V. 

 

Kurzporträt BHK e.V.: 

Der BHK ist der Verband für Einrichtungen und Dienste und Einrichtungen die Kinder und 
Jugendliche mit chronischen, schweren und schwersten Erkrankungen und Behinderun-
gen ambulant, außerklinisch teilstationär und stationär versorgen. Er wurde 1998 in 
Frankfurt a. Main gegründet. Der Sitz der Bundesgeschäftsstelle ist in Dresden. 
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Der Verband ist der berufliche, politische und soziale Interessenvertreter seiner Mitglieder 
in Gesetzgebungsverfahren, gegenüber Kostenträgern und sonstigen Entscheidungsträ-
gern sowie gegenüber der Politik und Öffentlichkeit. Der BHK nimmt die Interessen der 
ambulanten Dienste sowie teilstationären und stationären Einrichtungen auf Bundes-
ebene und auf Landesebene wahr und setzt sich für die Verbesserung und Weiterent-
wicklung der Rahmenbedingungen für die Versorgung von Kindern und Jugendlichen mit 
schweren Erkrankungen und Behinderungen sowie ihrer Familien und sonstigen Bezugs-
personen ein. 

 
Weitere Informationen: 
Bundesverband  
Häusliche Kinderkrankenpflege e. V. 
Hospitalstraße 12 
01097 Dresden 
 
Ansprechpartner: 
Corinne Ruser 
-Geschäftsführerin- 
Tel.: +49 (0)351-652892-35 
E-Mail: info@bhkev.de 
www.bhkev.de 

PR-Agentur: 
punctum pr-agentur GmbH 
Neuer Zollhof 3 
 
40221 Düsseldorf 
 
Ansprechpartner: 
Ulrike Peter 
-Geschäftsführerin- 
Tel.: +49 (0)211-9717977-0 
E-Mail: up@punctum-pr.de 
www.punctum-pr.de  
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